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Beschlussesentwurf 1

Der Ingress soll lauten:
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 137  und 138 der Verfassung des Kantons 
Solothurn  (KV)  vom  8.  Juni  19861),  nach  Kenntnisnahme  von  Botschaft  und  Entwurf  des 
Regierungsrates vom 2. November 2009 (RRB Nr. 2009/1958), beschliesst:

Ziffer I. soll lauten:

I.
Die Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 8. Juni 19862) wird wie folgt geändert:

Artikel 90 Absatz 1 Buchstaben a und b werden aufgehoben.

Artikel 90 Absätze 2 und 3 lauten neu:
2 Strafverfolgungsbehörden sind die Staatsanwaltschaft, die Jugendanwaltschaft, die Polizei und 
die Friedensrichter.
3 Das Gesetz regelt die Strafbefehlskompetenz des Oberstaatsanwalts,  der Staatsanwälte,  der 
Jugendanwälte,  der  Untersuchungsbeamten,  der  Friedensrichter  sowie  die  Befugnis  von 
Verwaltungsbehörden, Strafen zu verfügen.

Ziffer II. soll lauten:

II.
Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.

In zweimaliger Lesung beschlossen.

1) BGS 111.1.
2) GS 90, 453 (BGS 111.1).
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§ 3 Buchstabe d soll lauten:
d) die Friedensrichter und Friedensrichterinnen und im Rahmen ihrer gesetzlichen Befugnisse 

die kantonalen und kommunalen Verwaltungsbehörden und anderen Behörden.

§ 19 soll   lauten  :  

§ 19. Stellung von verdeckten Ermittlerinnen und Ermittlern (Art. 288 StPO)

Der  Regierungsrat  kann  die  personalrechtliche  Stellung  von  verdeckten  Ermittlerinnen  und 
Ermittlern regeln. Er kann dabei zum Schutz der verdeckten Ermittler und Ermittlerinnen vom 
allgemeinen Personalrecht abweichen.

Die Sachüberschrift zu § 21 soll lauten:

§ 21. Antragsrecht der Sozialhilfebehörden und weiterer Behörden bei Vernachlässigung 
von Unterhaltspflichten (Art. 217 StGB)

Die Sachüberschrift zu § 31 soll lauten:

§ 31. Zuständigkeitskonflikte

§ 32 Absatz 2 soll lauten:
2 Anerkennt der oder die betroffene Jugendliche die strafbare Handlung nicht oder ist er oder 
sie mit dem Ordnungsbussenverfahren nicht einverstanden, ist eine Anzeige an die 
Jugendanwaltschaft zu erstatten.

§ 34 soll lauten:

§ 34. Nachträgliche Entscheide
1 Der Jugendanwalt oder die Jugendanwältin ist zuständig für die nachträglichen richterlichen 
Entscheide und die Vollzugsentscheide.
2  In folgenden Fällen ist das Jugendgericht zuständig:
a) Änderung  einer  Schutzmassnahme  gemäss  Artikel  12-14  Jugendstrafgesetz in  eine 

Unterbringung und Umwandlung einer offenen in eine geschlossene Unterbringung;
b) Widerruf eines bedingt ausgesprochenen Freiheitsentzugs von mehr als drei Monaten;
c) Rückversetzung in den Strafvollzug nach bedingter Entlassung, wenn die Reststrafe mehr als 

drei Monate beträgt;
d) Vollzug  einer  restlichen  Freiheitsstrafe  von  über  drei  Monaten  nach  Abbruch  der 

Unterbringung.
3 Das Jugendgericht führt in den Fällen von Absatz 2 eine Hauptverhandlung durch.
4 Ist der Jugendanwalt oder die Jugendanwältin zuständig, gelten die Verfahrensvorschriften 
des Strafbefehlsverfahrens sinngemäss.

§ 35 soll lauten:
Zur Sicherung einer rechtskräftig angeordneten vorsorglichen oder definitiven, stationären 
Schutzmassnahme kann der Jugendanwalt oder die Jugendanwältin Jugendliche für längstens 
sieben Tage in Haft setzen. Dauert die Haft länger als sieben Tage, so ist die Zustimmung der 
Haftrichterin oder des Haftrichters erforderlich.



 

§ 37 soll lauten:
Die Behörde, welche Schutzmassnahmen anordnet, entscheidet über die Kostenbeteiligung der 
oder des Jugendlichen und der Eltern. 

§ 40 Absatz 2 soll lauten:
2 Das  Gesuch  hemmt  den  Vollzug  nur,  wenn  dies  der  Vorsteher  oder  die  Vorsteherin  des 
zuständigen  Departements anordnet.  Vorbehalten  bleibt  der  Rekurs  an  das  kantonale 
Verwaltungsgericht.

§ 42 mit Fussnoten soll lauten:

§ 42. Aufhebung und Entfernung von Erlassen
1 Folgende Erlasse werden aufgehoben:
1. Strafprozessordnung (StPO) vom 7. Juni 19701).
2. Kantonsratsbeschluss vom 12. Juni 1994 betreffend den Beitritt des Kantons Solothurn zum 

Konkordat über die Rechtshilfe und die interkantonale Zusammenarbeit in Strafsachen vom 
5. November 1992  2  ).  

2 Folgender Erlass wird aus der Gesetzessammlung entfernt: 
Konkordat  über  die  Rechtshilfe  und die  interkantonale  Zusammenarbeit  in  Strafsachen vom 
5. November 1992  3  ).  
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Ziffer I. Einleitungssatz soll lauten:
Das Gesetz über die Gerichtsorganisation (GO) vom 13. März 19774) wird wie folgt geändert:

Änderungen zu § 6 sollen lauten:
§ 6 (ohne Punkt) Absatz 1 wird aufgehoben.

Absatz 2 lautet neu: 
2 Der  Friedensrichter  ahndet mit  Strafbefehl die  Übertretungen des Gemeindestrafrechts  und 
kann Bussen bis zum Höchstbetrag von 300 Franken sowie Ersatzfreiheitsstrafen (Art. 106 Abs. 2 
StGB) bis zu 5 Tagen aussprechen. Gemeinnützige Arbeit (Art. 107 StGB) kann er nicht anordnen.

Änderung zu § 12 soll lauten:
§ 12 (ohne Punkt) Absatz 1 Buchstaben b und c lauten neu:
(...)

Änderung zu § 15 soll lauten:
§ 15 (ohne Punkt) Absatz 2 wird aufgehoben.

Änderungen zu § 16 sollen lauten:

Der Titel V. vor § 16 wird aufgehoben.

§ 16 wird aufgehoben.

1) GS 85, 73 (BGS 321.1).
2) GS 93, 120 (BGS 329.21).
3) GS 93, 122 (BGS 329.22).
4) GS 87, 195 (BGS 125.12).



 

Änderung zu § 20 soll lauten:
§ 20 (ohne Punkt) Absatz 1 lautet neu:
1 Der Haftrichter nimmt die Aufgaben wahr, die die Schweizerische Strafprozessordnung und die 
Schweizerische Jugendstrafprozessordnung  1  )   dem Zwangsmassnahmengericht zuweisen.

Die Sachüberschrift zu § 34 soll lauten:

§ 34.  8. Verfahrensleitung und Prozessinstruktion

Änderung zu § 60  ter   soll lauten:  

§ 60  ter   Absatz 3. Als Satz 2 wird angefügt:  

Änderung zu § 98 soll lauten:
§ 98 (ohne Punkt) Absatz 1 Buchstaben b, bbis und e werden aufgehoben.

Änderung zu § 108 soll lauten:
§ 108 (ohne Punkt) Absatz 1 Buchstabe b lautet neu:

Ziffer II. 1. Änderung zu § 15 soll lauten:
§ 15 (ohne Punkt) Absatz 2 lautet neu:

Ziffer II. 2. Änderung zu § 1 soll lauten:
§ 1 (ohne Punkt) Absatz 2 lautet neu:

Ziffer II. 2. Änderung zu § 8 soll lauten:
§ 8 (ohne Punkt) Absatz 3 lautet neu:
3 Der vorzeitige Straf- und Massnahmenvollzug richtet sich nach Artikel 236 der Schweizerischen 
Strafprozessordnung2). Der vorzeitige Massnahmenvollzug erfordert die Zustimmung des Amtes.

Ziffer II. 3. Änderung zu § 18  ter   soll lauten:  
§ 18ter (ohne Punkt) Absatz 3 lautet neu:
3 Die  Polizeilichen  Sicherheitsassistenten  sind  zur  Ausübung  derjenigen  polizeilichen 
Zwangsbefugnisse  gemäss  dem Gesetz  über  die  Kantonspolizei  und  der  Schweizerischen 
Strafprozessordnung3) befugt, derer sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedürfen. Sie leisten ihren 
Dienst unbewaffnet.

Ziffer II. 3. Änderung zu § 29 soll lauten:
§ 29 (ohne Punkt) Absatz 2 lautet neu:

Ziffer II. 3. § 33  bis   Absatz 2 soll lauten:  
2 Im Übrigen richten sich DNA-Probeabnahmen und -Analysen sowie deren Aufbewahrung und 
Vernichtung nach Artikel 255-259 der Schweizerischen Strafprozessordnung.

Ziffer II. 3. § 34  bis   Absatz 1 soll lauten:  
1 Die Kantonspolizei kann Personen und Räume durchsuchen, wenn die Umstände ein sofortiges 
Handeln nötig machen, um eine gegenwärtige und erhebliche Gefahr für Leib und Leben oder 
die Freiheit einer Person abzuwehren.

1) SR....
2) SR...
3) SR....



 

Ziffer II. 3. § 49 soll lauten:

§ 49. Strafbestimmung

Wer  eine  Tätigkeit nach  §  45  ohne  Bewilligung  ausübt  oder  einer  Verpflichtung 
(Zeilenschaltung löschen) nach § 46 Absatz 2 oder nach § 47 nicht nachkommt, wird mit Busse 
bestraft.

Ziffer II. 4. Änderung zu § 18 soll lauten:
§ 18 (ohne Punkt) Absatz 3 lautet neu:

Ziffer II. 4. Änderung zu § 41 soll lauten:
§ 41 (ohne Punkt) Absatz 2 lautet neu:

Ziffer II. 4. Änderung zu § 64 soll lauten:
§ 64 (ohne Punkt) Absatz 3 lautet neu:

Ziffer II. 5. Änderung zu § 28 soll lauten:
§ 28 (ohne Punkt) Absatz 2 Satz 3 lautet neu:

Ziffer II. 7. Änderung zu § 202 soll lauten:
§ 202 (ohne Punkt) Absatz 1 Satz 2 lautet neu:

Ziffer II. 9. soll lauten:
9. Gesetz über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (Verwaltungsrechtspflegegesetz, 

VRG) vom 15. November 1970  1  )  
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§ 103  ter   soll lauten:  

§ 103ter. (neue Zeile)

Massnahmen  und  Verfügungen  im  Bereich  der 
Verkehrserziehung  gegenüber  Personen,  welche  dem 
Jugendstrafrecht unterstehen (§ 85 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Gerichtsorganisation vom 13. März 19772)) 20-100 

§ 171 soll lauten:

§ 171. (neue Zeile)
Die  Friedensrichter  sind  berechtigt,  von  der  Klagepartei  für  die  Friedensrichterkosten 
Kostenvorschuss zu verlangen.

1) GS 85,244 (BGS 124.11).
2) BGS 125.12.



 

Änderungsantrag Justizkommission

Beschlussesentwurf 2, § 18 soll lauten:
Die Aussonderung von Informationen, die mit dem Gegenstand der Ermittlungen und dem 
Grund der Überwachung nicht in Zusammenhang stehen, erfolgt durch den Haftrichter oder 
die Haftrichterin.

Im Übrigen Zustimmung zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats und zum Änderungsantrag 
der Justizkommission.

Für die Redaktionskommission
Präsidentin: Aktuarin: 
Anna Rüefli Pascale Füeg

Sprecher/in der Kommission: Anna Rüefli


